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Aktionärbindungsvertrag 

vom [Datum]  

betreffend den Betrieb der Open Energy Platform AG (nachfolgend: Gesellschaft) 

 

 

zwischen 

   

Politische Gemeinde Flawil   

Stadt Frauenfeld   

Stadt St. Gallen   

Stadt Schaffhausen, vertreten durch SH Power   

Politische Gemeinde Uzwil   

Technische Betriebe Weinfelden AG, Weinfelden   

Stadt Wil   

Stadt Winterthur   

Energie 360 Grad AG, Zürich   

Säntis Energie AG, Wattwil   

GRAVAG Erdgas AG, St. Margrethen  

Erdgas Ostschweiz AG 

  

(nachfolgend: Aktionäre) 

Präambel: 

Im Zusammenhang mit der Übertragung der Aktien an der Open Energy Platform AG, bisher 

im Eigentum der Erdgas Ostschweiz AG, an deren Aktionäre schliessen diese den nachfol-

genden Vertrag. Dieser reflektiert die Entwicklungen im Erdgasmarkt und bezweckt, mehr 

Flexibilität bzw. Handlungsspielraum für die Aktionäre zu schaffen.  
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I. Allgemeines 

Artikel 1: Zweck  

Die Gesellschaft bezweckt die bezüglich Wirtschaftlichkeit und Versorgungssicherheit optima-

le Beschaffung von Erdgas sowie damit verwandten Produkten und die Erbringung von damit 

im Zusammenhang stehenden Dienstleistungen. Sie kann gemäss Bedarf und Massgabe der 

Aktionäre auf Beschluss des Verwaltungsrates hin in weiteren Geschäftsbereichen tätig sein. 

Der entsprechende Verwaltungsratsbeschluss bedarf der Zustimmung einer qualifizierten 

Mehrheit der Mitglieder gemäss Artikel 4 Ziffer 6. Zudem ist die Gesellschaft verpflichtet, 

diese weiteren Tätigkeiten buchhaltungsmässig von der Erdgasbeschaffung zu trennen. 

Artikel 2:  Erdgas Ostschweiz AG als Aktionärin der Gesellschaft 

1. Soweit und solange Erdgas Ostschweiz AG Aktien der Gesellschaft hält, welche sie an-

lässlich der Gründung oder einer Erhöhung des Aktienkapitals der Gesellschaft gezeich-

net hat, gilt für Erdgas Ostschweiz AG in Bezug auf diese Aktien, was folgt: 

 Erdgas Ostschweiz AG verzichtet darauf, als Eigentümerin dieser Aktien an der 

Generalversammlung teilzunehmen oder sich vertreten zu lassen (es sei denn, al-

le anderen Aktionäre erteilten ihre Zustimmung dazu), und verpflichtet sich, all-

fällige auf diese Aktien entfallende Bezugsrechte unentgeltlich an die anderen Ak-

tionäre im Verhältnis zu deren Beteiligung an der Gesellschaft abzutreten. Diese 

Bestimmung gilt nicht, solange Erdgas Ostschweiz AG über mehr als 50% der ge-

samten Aktienstimmen der Gesellschaft verfügt. 

 Die auf diese Aktien entfallenden Aktienstimmen werden für die Anwendung von 

Artikel 3 (Generalversammlung), Artikel 4 (Verwaltungsrat), Artikel 10 (Mitver-

kaufsrecht) und Artikel 16 Ziffern 5 und 7 (Änderung des Vertrags) nicht mitge-

zählt. Diese Bestimmung gilt nicht, solange Erdgas Ostschweiz AG über mehr als 

50% der gesamten Aktienstimmen der Gesellschaft verfügt.  

 Soweit sie diese Aktien anlässlich einer Erhöhung des Aktienkapitals der Gesell-

schaft gezeichnet hat, ist Erdgas Ostschweiz AG dazu verpflichtet, diese Aktien 

den anderen Aktionären so zum Kauf anzubieten, dass bei Annahme aller Ange-

bote sämtliche anlässlich der Kapitalerhöhung neu herausgegebenen Aktien auf 

alle anderen Aktionäre im Verhältnis zu ihrer jeweiligen Beteiligung an der Erdgas 

Ostschweiz AG verteilt wären, wobei Aktienverkäufe durch Erdgas Ostschweiz AG 

an Aktionäre bereits vor dem Inkrafttreten dieses Vertrags mit berücksichtigt 

werden. Die Aktien sind zum Nennwert anzubieten. Die entsprechenden Ver-

kaufsangebote haben bis am 30. November 2015 gültig zu sein. Die Artikel 5 bis 

7 sind auf diese Verkaufsangebote von Erdgas Ostschweiz AG nicht anwendbar. 

Das in diesem Absatz Festgelegte gilt analog für anlässlich der Gründung der Ge-

sellschaft gezeichnete Aktien, welche von Erdgas Ostschweiz AG nicht als Sachdi-

vidende oder Sachrückzahlung (infolge Kapitalherabsetzung) an die anderen Ak-

tionäre ausgeschüttet werden.  

 Soweit Verkaufsangebote gemäss vorstehendem Absatz nicht innert Frist ausge-

übt oder vorher definitiv abgelehnt werden, kann Erdgas Ostschweiz AG diese 

Aktien allen anderen Aktionären entsprechend ihrer bisherigen Beteiligung an der 
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Gesellschaft zum Nennwert verkaufen oder, soweit dies gesellschaftsrechtlich zu-

lässig sowie machbar ist, in demselben Verhältnis als Sachdividende ausschütten. 

In Bezug auf die so auf ihn entfallenden Aktien hat jeder andere Aktionär ein bis 

am 30. September 2016 ausübbares Kaufsrecht zum Nennwert. Die Artikel 5 bis 

7 sind auf den Verkauf von Aktien gemäss diesem Absatz nicht anwendbar.  

 Soweit eine Veräusserung gemäss vorstehendem Absatz nicht bis spätestens am 

30. September 2016 stattgefunden hat oder andere Aktionäre bereits vorher Ver-

zicht auf Ausübung ihres Kaufsrechts erklärt haben, kann Erdgas Ostschweiz AG 

das Verkaufsrecht gemäss Artikel 9 ausüben. Auf Verlangen von Energie 360 

Grad AG ist Erdgas Ostschweiz AG zur Ausübung des Verkaufsrechts verpflichtet. 

Die Artikel 5 und 7 sind auf die Ausübung des Verkaufsrechts gemäss diesem Ab-

satz nicht anwendbar. Die Ausübung des Vorhandrechts richtet sich nach Artikel 

9 Ziffer 2. 

 Jede Veräusserung dieser Aktien durch Erdgas Ostschweiz AG, welche nicht in 

auf eine in diesem Artikel 2 ausdrücklich genannte Weise oder in Anwendung von 

Artikel 8 (Kaufsrecht) oder Artikel 10 (Mitverkaufsrecht) erfolgt, ist unzulässig. 

 Erdgas Ostschweiz AG gilt für die Zwecke von Artikel 11 (Leistungen der Gesell-

schaft) und Artikel 12 (Kostentragung) nicht als Aktionär der Gesellschaft.       

2. Sofern eine Erhöhung des Aktienkapitals der Gesellschaft nach dem 1. Juli 2015 statt-

findet, verschieben sich in Bezug auf die dabei von Erdgas Ostschweiz AG gezeichneten 

Aktien die in Ziffer 1 vorstehend genannten Termine um den Zeitraum zwischen dem 

1. Juli 2015 und dem effektiven Datum der Kapitalerhöhung. 

3. Ziffern 1 und 2 vorstehend finden keine Anwendung auf Aktien der Gesellschaft, wel-

che Erdgas Ostschweiz AG anders als durch Zeichnung im Rahmen der Gründung oder 

einer Erhöhung des Aktienkapitals der Gesellschaft erworben hat.   

4. Dieser Artikel 2 geht den übrigen Bestimmungen dieses Vertrags vor, soweit er mit 

ihnen im Widerspruch steht.  

II. Organe der Gesellschaft 

Artikel 3: Generalversammlung 

1. Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse und wählt ihre Organe, sofern nicht das 

Gesetz zwingend etwas anderes vorsieht, mit einer Mehrheit von drei Vierteln der ver-

tretenen Aktien.  

2. In Abweichung von Ziffer 1 vorstehend bedürfen Beschlüsse über die Herabsetzung 

des Aktienkapitals, welche den Grundsatz der Gleichbehandlung aller Aktionäre auf Ba-

sis derer Beteiligung an der Gesellschaft wahren, lediglich einer Mehrheit von zwei Drit-

teln der vertretenen Aktien.  
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Artikel 4: Verwaltungsrat 

1. Der Verwaltungsrat der Gesellschaft besteht aus vier, sechs oder acht Mitgliedern. Die 

Amtsdauer des Verwaltungsrates beträgt ein Jahr. Wiederwahl ist zulässig. 

2. Die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrates erfolgt durch die Generalversammlung 

unter Beachtung der folgenden Grundsätze:  

Solange ein Aktionär über mehr als 50% der Aktienstimmen verfügt, schlägt dieser (für 

die Generalversammlung verbindlich) die Personen vor, welche die Hälfte der Sitze be-

setzen sollen. Die Personen, welche die andere Hälfte der Sitze besetzen sollen, wer-

den in diesem Fall (ebenfalls für die Generalversammlung verbindlich) gesamthaft von 

den anderen Aktionären vorgeschlagen, die sich untereinander - unter Ausschluss des 

Mehrheitsaktionärs - auf entsprechende Vorschläge einigen müssen.  

3. Die Aktionäre verpflichten sich, ihre Wahlvorschläge für den Verwaltungsrat mit dem 

Ziel einer insgesamt ausgewogenen Zusammensetzung dieser Organe aus kompeten-

ten, fachlich qualifizierten Vertretern der operationellen und der strategischen Füh-

rungsebene der Aktionäre zu treffen. Sie können jedoch auch unabhängige Mitglieder 

vorschlagen. 

4. Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte den Präsidenten und den Vizepräsidenten, 

wobei ein Aktionär, der über mehr als 50% der Aktienstimmen verfügt, Anspruch auf 

Besetzung des Präsidiums hat. Die Amtsdauer von Präsident und Vizepräsident beträgt 

ein Jahr. Wiederwahl ist zulässig.  

5. Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, sofern die folgende Mindestanzahl seiner Mit-

glieder anwesend ist: 

Gesamtanzahl Mitglieder Erforderliche Mindestanzahl anwesende Mitglieder 

Vier Drei 

Sechs Vier 

Acht Fünf 

Ziffer 6 nachstehend betreffend die qualifizierte Mehrheit sowie Ziffer 7 bleiben vorbe-

halten.  

6. Mit Ausnahme der nachfolgend genannten Beschlüsse fasst der Verwaltungsrat seine 

Beschlüsse mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen, wobei der Präsident 

bei Stimmengleichheit den Stichentscheid hat. Folgende Beschlüsse bedürfen einer 

qualifizierten Mehrheit: 

 Ausweitung der Geschäftsbereiche der Gesellschaft (Artikel 1); 

 Verweigerung der Genehmigung der Übertragung von Aktien (Artikel 5 Ziffer 3); 

 Grundsätze für die Erbringung von Leistungen durch die Gesellschaft an Nichtak-

tionäre (Artikel 11 Ziffer 3); 
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 Einzelheiten betreffend Leistungserbringung durch die Gesellschaft (Artikel 11 

Ziffer 4); 

 Verteilung der Kosten auf die Aktionäre (Artikel 12); 

 Abschluss neuer Aktionärbindungsverträge oder Abänderung bestehender Aktio-

närbindungsverträge, falls damit neue bzw. weitere Verpflichtungen der Gesell-

schaft begründet werden (Artikel 14 Ziffer 2); 

 Antrag auf Erhöhung des Aktienkapitals (Artikel 15). 

Für Beschlüsse, welche gemäss diesem Vertrag einer qualifizierten Mehrheit bedürfen, 

ist die Zustimmung der folgenden Mindestanzahl von Mitgliedern notwendig (wobei ein 

allfälliger Stichentscheid nicht berücksichtigt wird): 

Gesamtanzahl Mitglieder Erforderliche Mindestanzahl zustimmende Mitglieder 

Vier Drei 

Sechs Vier 

Acht Sechs 

Ziffer 7 bleibt vorbehalten. 

7. Verfügt ein Aktionär über mindestens 80% der Aktienstimmen, beträgt die erforderli-

che Mindestanzahl der anwesenden Mitglieder für die Beschlussfähigkeit des Verwal-

tungsrates sowie die erforderliche Mindestanzahl der zustimmenden Mitglieder für Be-

schlüsse, die gemäss diesem Vertrag einer qualifizierten Mehrheit bedürfen, in Abwei-

chung von Ziffern 5 und 6 jeweils die Hälfte der Gesamtzahl der Mitglieder. 

III. Übertragung von Aktien 

Artikel 5:  Allgemeine Übertragungsvoraussetzungen   

1. Den Aktionären ist der Verkauf sowie jede andere, auch unentgeltliche, Übertragung 

von Aktien der Gesellschaft vor dem 1. Oktober 2017 untersagt. Vorbehalten bleibt die 

Ausübung des Kaufsrechts gemäss Artikel 8 dieses Vertrags. Ab dem 1. Oktober 2017 

ist die Übertragung von Aktien unter Einhaltung der in diesem Vertrag genannten Vo-

raussetzungen und Abläufen zulässig. 

2. Die Aktionäre verpflichten sich, ihre Pflichten aus diesem Vertrag auf ihre Rechtsnach-

folger zu überbinden und ihre Aktien ausschliesslich Dritten zu übertragen, welche die-

sem Vertrag durch schriftliche Erklärung vorbehaltlos beitreten. Artikel 16 Ziffer 4 bleibt 

vorbehalten. 

3. Jede beabsichtigte Übertragung von Aktien (mit Ausnahme der Übertragung infolge 

Ausübung eines Kaufsrechts gemäss Artikel 8) muss dem Verwaltungsrat schriftlich an-

gekündigt werden. Der Vollzug der Übertragung darf frühestens nach Ablauf eines Jah-

res ab dem Zeitpunkt dieser Ankündigung (Datum Poststempel) erfolgen. Zudem be-
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darf die gültige Übertragung der Aktien der Genehmigung des Verwaltungsrates.  Der 

Verwaltungsrat kann (vorbehältlich Art. 685b Abs. 4 OR) die Übertragung der Aktien 

verweigern, sofern: 

a) die Zusammensetzung des Aktionärskreises wesentlich verändert würde. Die Ver-

änderung ist wesentlich, wenn  

 dadurch ernsthafte Zweifel über die Möglichkeit der Erreichung des statuta-

rischen Zweckes bestehen, oder 

 der Erwerber direkt oder indirekt in einem Konkurrenzverhältnis zur Gesell-

schaft steht und dadurch die wirtschaftliche Selbständigkeit der Gesell-

schaft gefährdet wird, oder  

b) die Gesellschaft dem Veräusserer der Aktien anbietet, die Aktien gemäss den 

Bestimmungen von Art. 685b Abs. 1 OR zu übernehmen, oder 

c) der Erwerber nicht ausdrücklich erklärt, dass er die Aktien im eigenen Namen 

und auf eigene Rechnung erworben hat. 

 Solange eine erforderliche Genehmigung des Verwaltungsrates zur Übertragung nicht 

erteilt wird, verbleiben das Eigentum an den Aktien und alle damit verknüpften Rechte 

und Pflichten, unter Vorbehalt von Art. 685c Abs. 2 und 3 OR, beim Veräusserer. 

 Der Beschluss des Verwaltungsrats über die Verweigerung der Genehmigung der Über-

tragung von Aktien gemäss dieser Ziffer 3 bedarf der Zustimmung einer qualifizierten 

Mehrheit der Mitglieder gemäss Artikel 4 Ziffer 6. 

4. Artikel 6 ff. bleiben vorbehalten. 

Artikel 6:  Vorhandrecht 

1. Die Aktionäre räumen sich bezüglich aller Aktien der Gesellschaft, die ihnen derzeit 

oder in Zukunft gehören, gegenseitig ein unübertragbares Vorhandrecht gemäss den 

nachfolgenden Bestimmungen dieses Artikels 6 ein.  

2. Beabsichtigt ein Aktionär, seine Aktien ganz oder teilweise entgeltlich oder unentgelt-

lich zu veräussern oder sonst wie zu übertragen, so hat er dies allen anderen Aktionä-

ren unter Angabe der Anzahl Aktien durch eingeschriebenen Brief mitzuteilen. Die an-

geschriebenen Aktionäre können dem Veräusserungswilligen innerhalb von 6 Monaten 

seit Erhalt der Mitteilung mit eingeschriebenem Brief (Datum Poststempel) ein verbind-

liches Angebot zum Erwerb aller oder eines Teils der angebotenen Aktien machen. 

3. Nimmt der Veräusserungswillige ein oder mehrere Angebote an, teilt er dies dem an-

bietenden Aktionär bzw. den anbietenden Aktionären schriftlich mit. 

4. Die Übertragung der Aktien erfolgt vorbehältlich Artikel 5 Ziffer 3 Zug um Zug gegen 

Bezahlung des Kaufpreises innerhalb von 30 Tagen nachdem feststeht, welcher Aktio-

när aufgrund des ausgeübten Vorhandrechtes wie viele Aktien käuflich erwirbt. 

5. Soweit über die angebotenen Aktien kein Angebot gemacht wird oder dieses vom Ver-
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äusserungswilligen nicht angenommen wird, kann der Veräusserungswillige die so frei 

gewordenen Aktien unter Vorbehalt von Artikel 5 und 7 veräussern. Sofern jedoch die 

Aktien frei geworden sind, weil der Veräusserungswillige ein Angebot abgelehnt hat, 

darf der für die derartige Veräusserung zu zahlende Preis denjenigen des abgelehnten 

Angebots nicht unterschreiten.  

6. Sofern die Ausübung von Vorhandrechten durch eine Mehrzahl von Aktionären dazu 

führen würde, dass der Veräusserungswillige mehr Aktien verkaufen müsste, als er an-

geboten hat, hat jeder ausübende Aktionär Anspruch auf einen Teil der insgesamt an-

gebotenen Aktien im Verhältnis zu seinem Anteil an den von allen ausübenden Aktionä-

ren zusammen bereits gehaltenen Aktien. 

7. Die Übertragung auf eine Holding- oder Gruppengesellschaft gilt nicht als Vorhandfall, 

solange der betreffende Aktionär direkt oder indirekt mindestens 51% der Anteile der 

Empfängergesellschaft hält.  

Artikel 7:  Vorkaufsrecht 

1. Die Aktionäre räumen sich bezüglich aller Aktien der Gesellschaft, die ihnen derzeit 

oder in Zukunft gehören, gegenseitig ein unübertragbares Vorkaufsrecht gemäss den 

nachfolgenden Bestimmungen dieses Artikels 7 ein.  

2. Als Vorkaufsfall gilt jede rechtsgeschäftliche Veräusserung der Aktien (insbesondere 

durch Verkauf, Tausch oder Schenkung). Das Vorkaufsrecht gilt auch im Konkurs, bei 

einer anderen Form der Zwangsversteigerung oder im Falle des Erwerbes zur Erfüllung 

einer öffentlichen Aufgabe. 

3. Der Vorkaufsfall ist den anderen Aktionären unter Angabe der wesentlichen Vertrags-

punkte und Bedingungen mit eingeschriebener Post anzuzeigen. Diese haben dem Ver-

käufer innerhalb von 30 Tagen seit Erhalt der Mitteilung mit eingeschriebenem Brief 

(Poststempel) zu erklären, ob sie ihr Vorkaufsrecht ausüben.  

4. Üben die angeschriebenen Aktionäre oder einer derselben das Vorkaufsrecht aus, er-

werben diese bzw. erwirbt dieser die davon erfassten Aktien zu den für den Vorkaufs-

fall geltenden Bedingungen und gegen Zahlung der für den Vorkaufsfall vereinbarten 

oder darauf anwendbaren Gegenleistung.  

5. Soweit das Vorkaufsrecht nicht ausgeübt wird, können die Aktien unter Vorbehalt von 

Artikel 5 veräussert werden. 

6. Artikel 6 Ziffern 6 und 7 gelten analog. 

Artikel 8: Kaufsrecht 

1. Die Aktionäre räumen sich bezüglich aller Aktien der Gesellschaft, die ihnen derzeit 

oder in Zukunft gehören, gegenseitig ein unübertragbares Kaufsrecht ein. Dieses kann 

in den folgenden Fällen ausgeübt werden: 

a) Pfändung bzw. freihändige Verwertung der Aktien eines Aktionärs. 
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b) Konkurs, Eröffnung der Nachlassstundung, Abschluss des Nachlassvertrags über 

einen Aktionär. 

c) Nachträglicher Wegfall der Voraussetzungen für eine Eintragung in das Aktien-

buch gemäss Artikel 5 Ziffer 3. 

2. Fusionen von Aktionären untereinander oder ähnliche Zusammenschlüsse sind zulässig 

und lösen kein Kaufsrecht aus. 

3. Für die Ausübung des Kaufsrechts gelten folgende Regeln: 

Die Aktionäre verpflichten sich, dem Verwaltungsrat der Gesellschaft von jedem Fall, 

der ein Kaufsrecht auslöst, Mitteilung zu machen. Der Verwaltungsrat der Gesellschaft 

stellt fest, dass die Voraussetzungen zur Ausübung des Kaufsrechts erfüllt sind. Der 

Verwaltungsrat teilt den anderen Aktionären mit, wenn diesen ein Kaufsrecht an Aktien 

der Gesellschaft zusteht.  

Die Aktionäre können das ihnen zustehende Kaufsrecht innerhalb von 30 Tagen (Da-

tum des Poststempels) nach erfolgter Mitteilung durch den Verwaltungsrat mit einge-

schriebenem Brief ausüben.  

Das Kaufsrecht kann von den berechtigten Aktionären ganz oder teilweise ausgeübt 

werden. Üben mehrere Aktionäre ihr Kaufsrecht aus, so werden ihnen die Aktien im 

Verhältnis ihres bisherigen Aktienbesitzes zugeteilt.  

Die beteiligten Aktionäre verständigen sich zunächst gemeinsam über den Kaufpreis 

der Aktien. Können sie sich über den Kaufpreis nicht einigen, so entspricht dieser dem 

wirklichen Wert der Aktien im Zeitpunkt der Veräusserung, welcher durch die Revisi-

onsstelle der Gesellschaft für die Aktionäre aufgrund allgemein anerkannter kaufmänni-

scher Grundsätze in Anwendung von mindestens zwei verschiedenen anerkannten Be-

wertungsmethoden im Sinne eines Schiedsgutachtens gemäss Art. 189 ZPO verbindlich 

festgelegt wird. Die diesbezüglichen Kosten werden je zur Hälfte vom veräussernden 

und dem kaufsrechtsausübenden Aktionär getragen.  

Ein nachträglicher Verzicht auf ein einmal ausgeübtes Kaufsrecht ist nicht zulässig.  

Im Falle der Ausübung des Kaufsrechts hat die Übertragung der Aktien an die das 

Kaufsrecht ausübenden Aktionäre Zug um Zug gegen Bezahlung des Kaufpreises in-

nerhalb von 30 Tagen nach Einigung über den Kaufpreis bzw. Vorliegen des Entscheids 

der Revisionsstelle zu erfolgen. 

Aktionäre, die Aktien nach den vorstehenden Bestimmungen verkaufen müssen, haben 

aufgrund des vorliegenden Vertrages bis zur Aktienübertragung eingegangene Ver-

pflichtungen weiterhin zu erfüllen. 

Artikel 9: Verkaufsrecht ("Put option") 

1. Energie 360 Grad AG räumt hiermit jedem anderen Aktionär ein Verkaufsrecht hinsicht-

lich aller vom jeweiligen Aktionär gehaltenen Aktien an der Gesellschaft ein. Die ande-

ren Aktionäre können dieses Verkaufsrecht ab dem 1. Oktober 2016 (d.h. frühestens 
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mit Wirkung auf den 1. Oktober 2017) durch schriftliche Mitteilung an Energie 360 

Grad AG ausüben. Übt ein Aktionär das Verkaufsrecht aus, ist er verpflichtet, sämtliche 

von ihm gehaltenen Aktien zu den Konditionen gemäss Ziffer 4 nachstehend zu verkau-

fen, und Energie 360 Grad AG ist (soweit diese Aktien nicht in Ausübung des Vorhand-

rechts gemäss Ziffer 2 nachstehend von anderen Aktionären gekauft werden) dazu 

verpflichtet, diese Aktien zu den genannten Konditionen zu kaufen.  

2. Artikel 6 betreffend das Vorhandrecht kommt auch bei der Ausübung des Verkaufs-

rechts gemäss diesem Artikel 9 zur Anwendung, jedoch mit den folgenden Präzisierun-

gen und Besonderheiten: Der Aktionär, welcher das Verkaufsrecht ausübt, hat die an-

deren Aktionäre gleichzeitig mit der schriftlichen Mitteilung an Energie 360 Grad AG 

(gemäss Ziffer 1 vorstehend) über die Ausübung des Verkaufsrechts zu informieren 

und ihnen seine Aktien anzubieten. Die vorhandberechtigten Aktionäre (einschliesslich 

Energie 360 Grad AG) sind dazu berechtigt, diese Aktien ganz oder teilweise zu den 

Konditionen gemäss Ziffer 4 nachstehend zu kaufen.  

3. Artikel 7 betreffend das Vorkaufsrecht kommt bei der Ausübung des Verkaufsrechts 

gemäss diesem Artikel 9 nicht zur Anwendung.  

4. Folgende Konditionen sind auf jeden Verkauf gemäss diesem Artikel 9 anwendbar: Der 

Vollzug des Verkaufs erfolgt frühestens nach Ablauf eines Jahres ab dem Zeitpunkt der 

schriftlichen Mitteilung gemäss Ziffer 1 (Datum Poststempel). Die Aktien sind Zug um 

Zug gegen Zahlung des Kaufpreises zu übertragen. Der Kaufpreis entspricht dem 

Nennwert der Aktien, abzüglich allfälliger bis zu diesem Zeitpunkt aufgelaufenen Ver-

luste. Die am Verkauf beteiligten Aktionäre verständigen sich zunächst selber über die 

Berechnung des Kaufpreises. Kommt keine Einigung zustande, so wird auf Kosten der 

beteiligten Aktionäre ein Zwischenabschluss erstellt, welcher für die Berechnung der 

aufgelaufenen Verluste massgebend ist. Die Gewährleistung des verkaufenden Aktio-

närs ist, soweit dies zulässig ist, wegbedungen. 

Artikel 10:  Mitverkaufsrecht ("Tag-along") 

1. Für den Fall, dass ein Aktionär ein Aktienpaket zu veräussern wünscht, welches insge-

samt mindestens 50.01% des Aktienkapitals der Gesellschaft ausmacht, so haben die 

übrigen Aktionäre ein unübertragbares Mitverkaufsrecht bezüglich der von ihnen gehal-

tenen Aktien. Bei der Ausübung des Mitverkaufsrechts muss der veräusserungswillige 

Aktionär sämtliche vom ausgeübten Mitverkaufsrecht erfassten Aktien mitverkaufen, zu 

den gleichen Bedingungen wie sie auf die Aktien des veräusserungswilligen Aktionärs 

zu Anwendung kommen. 

2. Der veräusserungswillige Aktionär hat den übrigen Aktionären ein entsprechendes An-

gebot schriftlich mit eingeschriebenem Brief zu unterbreiten. Das Angebot muss den 

Kaufpreis und die übrigen Kaufbedingungen enthalten und für mindestens 30 Tage ab 

Erhalt verbindlich sein.  

3. Wünscht ein Aktionär sein Mitverkaufsrecht auszuüben, so hat er dies dem veräusse-

rungswilligen Aktionär innert der Frist gemäss vorstehendem Absatz mit eingeschriebe-

nem Brief mitzuteilen (Datum Poststempel) und für seinen gesamten Aktienanteil zu 

erklären. 



 10 

 

4. Das Mitverkaufsrecht besteht nicht, falls Aktien zufolge Schenkung, Erbvorbezug, Erb-

gangs, Erbteilung, ehelichen Güterrechts, Fusion oder Zwangsvollstreckung erworben 

werden. 

5. Dieser Artikel 10 gilt analog auch für Fälle, in denen mehrere Aktionäre demselben 

Erwerber ein Aktienpaket zu veräussern wünschen, welches insgesamt mindestens 

50.01% des Aktienkapitals der Gesellschaft ausmacht. 

IV. Das Verhältnis zwischen den Aktionären und der Gesell-
schaft 

Artikel 11:  Leistungen der Gesellschaft  

1. Die Gesellschaft erbringt den Aktionären folgende Leistungen: 

a) Beschaffung von Erdgas über die Langfristverträge1 und Lieferung des so be-
schafften Erdgases an die Aktionäre (gemäss dem im Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Vertrags vereinbarten Verteilschlüssel), 

b) Beschaffung und Lieferung von Erdgas auf individuelle Bestellung der Aktionäre 
("individualisierte Beschaffung"), 

c) Dienstleistungen im Bereich der Portfolioanalyse, Market Access, Portfoliooptimie-
rung und -management und Bilanzgruppenmanagement,  

d) Auf Verlangen von Aktionären weitere Dienstleistungen, soweit die Gesellschaft 
damit einverstanden ist.  

2. Die Aktionäre verpflichten sich, ihren gesamten Erdgasbedarf (innerhalb des geogra-
phischen Netzgebietes der Erdgas Ostschweiz AG) bis am 30. September 2017 aus-
schliesslich durch von der Gesellschaft bezogenes Erdgas zu decken. Ab dem 1. Okto-
ber 2017 sind die Aktionäre nur noch verpflichtet, ihre Anteile des über die Langfrist-
verträge beschafften Erdgases gemäss Ziffer 1 (Buchstabe a) sowie in diesem 
Zeitpunkt bereits individuell bestellte Mengen und Kapazitäten gemäss Ziffer 1 (Buch-

                                           

1  Zu den Langfristverträgen gehören folgende Verträge, deren Rechte und Pflichten, soweit die 

Gesellschaft nicht Partei ist, im Innenverhältnis auf die Gesellschaft überbunden worden sind: 

 Erdgasliefervertrag zwischen SWISSGAS - Schweizerische Aktiengesellschaft für Erdgas und 

E.ON Energy Sales GmbH vom 6. Dezember 1985 

 Erdgasliefervertrag zwischen SWISSGAS - Schweizerische Aktiengesellschaft für Erdgas und 

GasTerra B.V. vom 18. August 1986 

 Erdgasliefervertrag zwischen Erdgas Ostschweiz AG ( bzw. nach erfolgter Übertragung: der 

Gesellschaft) und Statoil ASA vom 18. Juni 2012 
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stabe b) zu beziehen.  

3. Der Verwaltungsrat legt die Grundsätze für die Erbringung von Leistungen durch die 
Gesellschaft an Nichtaktionäre fest. Der entsprechende Beschluss bedarf der Zustim-
mung einer qualifizierten Mehrheit der Mitglieder gemäss Artikel 4 Ziffer 6. Die Direkt-
belieferung von Endkunden mit Erdgas (mit Ausnahme von im Zeitpunkt der Unter-
zeichnung dieses Vertrags bereits bestehenden Endkunden sowie der Erdgas Ost-
schweiz AG) ist ausgeschlossen.  

4. Die Einzelheiten betreffend die Leistungserbringung werden in Übereinstimmung mit 
den vorstehenden Grundsätzen durch Verwaltungsratsbeschluss bestimmt. Änderungen 
werden ebenfalls vom Verwaltungsrat beschlossen. Die jeweiligen Beschlüsse des Ver-
waltungsrats bedürfen der Zustimmung einer qualifizierten Mehrheit der Mitglieder ge-
mäss Artikel 4 Ziffer 6. 

Artikel 12:  Kostentragung  

Die Aktionäre tragen die Kosten der Gesellschaft verursachergerecht und nach dem Prinzip 
der Gleichbehandlung. Die Verteilung der Kosten auf die Aktionäre sowie Änderungen daran 
werden durch Verwaltungsratsbeschluss bestimmt, welcher der Zustimmung einer qualifizier-
ten Mehrheit der Mitglieder gemäss Artikel 4 Ziffer 6 bedarf.  

V. Weitere Bestimmungen 

Artikel 13:  Formelle Bestimmungen 

1. Die Aktionäre verpflichten sich, Statuten der Gesellschaft zu erlassen und während der 
Dauer dieses Vertrages beizubehalten, die den Bestimmungen dieses Aktionärbin-
dungsvertrages entsprechen.  

2. Die Aktionäre verpflichten sich, ihre Stimme in den Generalversammlungen der Gesell-
schaft gemäss den Bestimmungen dieses Aktionärbindungsvertrages abzugeben.  

3. Die Aktionäre verpflichten sich, die von ihnen zu bezeichnenden Mitglieder des Verwal-
tungsrates zu veranlassen, ihre Stimme entsprechend den Bestimmungen dieses Ver-
trages abzugeben sowie ein den Bestimmungen dieses Vertrages entsprechendes Or-
ganisationsreglement der Gesellschaft zu erlassen und während der Dauer dieses Ver-
trages beizubehalten. 

Artikel 14: Abschluss von Aktionärbindungsverträgen 

1. Zuständig für den Abschluss von Aktionärbindungsverträgen mit oder betreffend ver-

bundene Unternehmen der Gesellschaft ist der Verwaltungsrat. 

2. Soweit und sofern durch den Abschluss neuer Aktionärbindungsverträge oder die Ab-

änderung bestehender Aktionärbindungsverträge neue bzw. weitere Verpflichtungen 

der Gesellschaft begründet werden, bedarf der entsprechende Verwaltungsratsbe-

schluss der Zustimmung einer qualifizierten Mehrheit der Mitglieder gemäss Artikel 4 

Ziffer 6. 
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Artikel 15: Aufnahme zusätzlicher Aktionäre 

Die Aufnahme neuer Aktionäre durch Kapitalerhöhung mit Ausschluss des Bezugsrechts ist 

durch die Generalversammlung gemäss Artikel 3 Ziffer 1 auf Antrag des Verwaltungsrates zu 

beschliessen. Der entsprechende Verwaltungsratsbeschluss bedarf der Zustimmung einer 

qualifizierten Mehrheit der Mitglieder gemäss Artikel 4 Ziffer 6. Der neue Aktionär sollte 

grundsätzlich während mindestens einem Jahr zur Gesellschaft in einer reibungslos funktio-

nierenden Kundenbeziehung gestanden haben. Diese Voraussetzung gilt nicht für die Auf-

nahme neuer Aktionäre durch freiwillige Übertragung von Aktien durch bestehende Aktionäre 

in Übereinstimmung mit Artikeln 5 ff. 

Artikel 16: Dauer und Änderung des Vertrages 

1. Dieser Vertrag ist frühestens kündbar auf den 30. September 2020, und in der Folge 

nach Ablauf von jeweils zwei weiteren Jahren, immer unter Einhaltung einer Kündi-

gungsfrist von 18 Monaten, jeweils auf den 30. September des betreffenden Jahres. 

2. Ungeachtet Ziffer 1 dieses Artikels 16 fällt der Vertrag automatisch dahin, wenn die 

Gesellschaft aufgelöst wird (einschliesslich der Auflösung durch Fusion oder Aufspal-

tung). 

3. Sofern ein Aktionär sämtliche Aktien in Übereinstimmung mit diesem Vertrag, den Sta-

tuten und dem Gesetz veräussert, scheidet er vorbehältlich Ziffer 4 dieses Artikels 16 

im Zeitpunkt der vollständig erfolgten Veräusserung als Partei dieses Vertrags aus. 

Sämtliche bis zu diesem Zeitpunkt entstandenen Rechte und Pflichten bleiben unbe-

rührt. 

4. Aktionäre, welche ihre Aktien veräussern, bleiben auch nach der Veräusserung ver-

pflichtet, ihre Anteile des über die Langfristverträge beschafften Erdgases (vgl. Artikel 

11 Ziffer 1 (Buchstabe a)) und in diesem Zeitpunkt bereits individuell bestellte Mengen 

und Kapazitäten (vgl. Artikel 11 Ziffer 1 (Buchstabe b)) gegen Tragung der entspre-

chenden Kosten (vgl. Artikel 12) zu beziehen. 

Die veräussernden Aktionäre können mit den jeweiligen Übernehmern vereinbaren, 
dass der Übernehmer diese Pflichten vom veräussernden Aktionär übernimmt, sofern 
dies nicht zu einer Verschlechterung der Situation der übrigen Aktionäre oder der Ge-
sellschaft führt und die Gesellschaft die entsprechende Vereinbarung genehmigt.  

Aktionäre, welche ihre Aktien nach Ausübung des Verkaufsrechts gemäss Artikel 9 ver-
äussern (unabhängig davon, ob und in welchem Umfang dies aufgrund von Vorhand-
rechten geschieht, welche als Folge des Verkaufsrechts ausgeübt werden), bleiben zu-
sätzlich verpflichtet, im Umfang ihres Beitrags im vorangehenden Jahr während einem 
Jahr ab dem Zeitpunkt des Vollzugs der Veräusserung weiter zu den übrigen Kosten 
der Gesellschaft beizutragen.  

5. Drei Viertel der Aktionäre, die zugleich mindestens drei Viertel aller Aktienstimmen auf 

sich vereinigen, können jederzeit verlangen, dass Verhandlungen über die Abänderung 

des vorliegenden Vertrages aufgenommen werden. 

6. Sollten sich die wirtschaftlichen Verhältnisse, wie sie bei Abschluss dieses Vertrages 

bestehen, so wesentlich ändern, dass Bestimmungen dieses Vertrages unerträglich 
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werden oder für einzelne, mehrere oder alle Aktionäre unzumutbare wirtschaftliche Be-

lastungen zur Folge haben, so haben die Aktionäre alles ihnen zumutbare zu unter-

nehmen, um einvernehmlich auf eine faire und angemessene Änderung bzw. Anpas-

sung des vorliegenden Aktionärbindungsvertrages hinzuwirken. 

7. Liegen die Voraussetzungen gemäss Ziffer 5 vorstehend vor, und kommt innerhalb von 

sechs Monaten seit dem entsprechenden Ersuchen eines Aktionärs oder der Gesell-

schaft keine einvernehmliche Regelung zustande, so kann der vorliegende Aktionärbin-

dungsvertrag abgeändert oder aufgehoben werden, sofern mindestens 90% der Aktio-

näre, die zugleich mindestens 95% aller Aktienstimmen auf sich vereinigen, einem sol-

chen Vorgang zustimmen. 

8. Vor Abänderung oder Aufhebung des vorliegenden Vertrages eingegangene Zahlungs- 

und Kostentragungsverpflichtungen sind in jedem Falle einzuhalten. 

Artikel 17: Inkrafttreten des Vertrages 

Der vorliegende Vertrag wird vom Verwaltungsrat der Gesellschaft nach rechtskräftiger Rati-

fizierung durch die zuständigen Organe bzw. Behörden und Instanzen der einzelnen Ver-

tragspartner auf den 1. Oktober 2015 in Kraft gesetzt. 

Artikel 18: Streitigkeiten 

Alle aus diesem Vertrag entstehenden Streitigkeiten, einschliesslich solche über dessen Gül-

tigkeit, werden unter Ausschluss der staatlichen Gerichte von einem Dreierschiedsgericht mit 

Sitz in Zürich entschieden. Die Bestellung und das Verfahren des Schiedsgerichts richtet sich 

nach Art. 353 ff. ZPO. 

Artikel 19: Ratifizierung des Vertrages 

Der vorliegende "Aktionärbindungsvertrag betreffend den Betrieb der Open Energy Platform 

AG" ist durch die Aktionäre in der Zeit vom [Datum] ratifiziert worden und am 1. Oktober 

2015 in Kraft getreten. 

Politische Gemeinde Flawil  

Stadt Frauenfeld  

Stadt St. Gallen  

Stadt Schaffhausen, vertreten durch SH Power  

Politische Gemeinde Uzwil  

Technische Betriebe Weinfelden AG,           

Weinfelden 
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Stadt Wil  

Stadt Winterthur  

Energie 360 Grad AG, Zürich  

Säntis Energie AG, Wattwil  

GRAVAG Erdgas AG, St. Margrethen   

Erdgas Ostschweiz AG  

Zustimmung zu Art. 11:  

Open Energy Platform AG 

 

 


